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Ursprungsfassung Neufassung 
Begründung/ 
Erläuterungen 

Präambel 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Hennigsdorf hat in 
ihrer öffentlichen Sitzung am 02.11.2011 auf der Grundlage von 
§ 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgK-
Verf) vom 18.12.2007 (GVBl. I/07 [Nr.19]S. 286), geändert
durch Artikel 15 des Gesetzes vom 23.09.2008 (GVBl. I/08
[Nr.12]S. 207) i.V.m. §§ 1, 2, 4, 6, 10 und 12 des Kommunalab-
gabengesetzes für das Land Brandenburg (BraKAG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 31.03.2004 (GVBl. I/04
[Nr.8] S. 174), geändert durch Gesetz vom 27.05.2009 (GVBl.
I/09 [Nr. 7] S. 160) i. V. m. § 99 Abgabenordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 01.10.2002 (BGBl. I S. 3866;
2003 I S. 61), geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
12.04.2011 (BGBl. I S. 615), nachfolgende Satzung beschlos-
sen:

Präambel 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Hennigsdorf hat in 
ihrer öffentlichen Sitzung am 05.07.2017, auf der Grundlage 
des § 3 Abs. 1 und 2 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I, S 286), zuletzt 
geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I, 
Nr. 32) und der §§ 1, 2, 4, 6, 10 und 12 des Kommunalabga-
bengesetzes für das Land Brandenburg in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. März 2004 (GVBl. I S. 174), zuletzt 
geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I 
Nr. 32), nachfolgende Satzung beschlossen: 

letzte Änderung des KAG 
berücksichtigt 

§ 1
Allgemeines 

(1) Die Stadt Hennigsdorf, nachstehend „Stadt“ genannt, be-
treibt die öffentliche Abwasserbeseitigung in ihrem Gebiet
nach Maßgabe der Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt
jeweils als eine rechtlich selbständige öffentliche Einrich-
tung

a) als eine Anlage zur Schmutzwasserbeseitigung (zur
zentralen Schmutzwasserbeseitigung und zur dezentra-
len Schmutzwasserbeseitigung/Schlammbeseitigung
von nicht separiertem Schlamm aus Kleinkläranlagen),
sowie

b) als eine Anlage zur zentralen Beseitigung von Nieder-
schlagswasser.

§ 1
Allgemeines 

(1) Die Stadt Hennigsdorf, nachstehend „Stadt“ genannt, be-
treibt die öffentliche Abwasserbeseitigung in ihrem Gebiet
nach Maßgabe der Satzung über die öffentliche Abwasser-
beseitigung der Stadt jeweils als eine rechtlich selbständige
öffentliche Einrichtung

a) als eine öffentliche Anlage zur Schmutzwasserbeseiti-
gung (zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung und
zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung aus ab-
flusslosen Sammelgruben / Entsorgung von nicht se-
pariertem Klärschlamm aus Kleinkläranlagen), sowie

b) als eine öffentliche Anlage zur zentralen Beseitigung
von Niederschlagswasser.

in Abs. 1, Satz 1 Herstel-
lung der Begriffskonformi-
tät mit der technischen 
Satzung (richtige Bezeich-
nung der technischen Sat-
zung) 
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(2) Die Stadt erhebt gemäß dieser Satzung folgende Abgaben: 
 
Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der öffentlichen 
Anlage zur Schmutzwasserbeseitigung. 
 
Ferner erhebt die Stadt einen Kostenersatz für die Herstellung, 
Erneuerung, Veränderung, Beseitigung und Unterhaltung der 
Grundstücksanschlüsse. 
 

 
(2) Die Stadt erhebt gemäß dieser Satzung folgende Abgaben: 
 

1. Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der öf-
fentlichen Anlage zur Schmutzwasserbeseitigung. 

 
2. Einen Kostenersatz für die Herstellung, Erneuerung, 

Veränderung, Beseitigung und Unterhaltung der 
Grundstücksanschlüsse. 

 

I. Teil – Abwassergebühren / Schlammentsorgungsgebüh-
ren 

I. Teil – Benutzungsgebühren 
 

Änderung der bisherigen 
Gliederung und logischerer 
Aufbau der einzelnen Re-
gelungen. 

 
§ 2 

Gebührenschuldner 
 

(1) Gebührenpflichtig ist, wer zum Zeitpunkt der Inanspruch-
nahme der öffentlichen Anlage Eigentümer des Grund-
stücks ist. Der Erbbauberechtigte oder der sonst zur bauli-
chen Nutzung dinglich Berechtigte ist anstelle des Grund-
stückseigentümers Gebührenschuldner. Besteht für das 
Grundstück ein Nutzungsrecht, so tritt der Nutzer an die 
Stelle des Eigentümers. Nutzer sind die in § 9 des Sachen-
rechtsbereinigungsgesetzes vom 21.09.1994 (BGBl. I S. 
2457) zuletzt geändert durch Artikel 110 Absatz 3 des Ge-
setzes vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1864) genannten 
natürlichen oder juristischen Personen des privaten und des 
öffentlichen Rechts. Die Gebührenpflicht dieses Personen-
kreises entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt der Fälligkeit der 
Gebühr das Wahlrecht über die Bestellung eines Erbbau-
rechts oder den Ankauf des Grundstücks gemäß den §§ 15 
und 16 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes bereits 
ausgeübt und gegen den Anspruch des Nutzers keine der 
nach Sachenrechtsbereinigungsgesetz statthaften Einreden 
und Einwendungen geltend gemacht worden sind. Anderen-
falls bleibt die Gebührenpflicht des Grundstückseigentü-
mers unberührt. 

 
 

 
§ 2  

Schmutzwassergebühr 
 

(1) Als Gegenleistung für die Inanspruchnahme der öffentlichen 
Anlage zur Schmutzwasserbeseitigung erhebt die Stadt 
Benutzungsgebühren gemäß § 6 Kommunalabgabengesetz 
Brandenburg (Schmutzwassergebühr).  

 
(2) Die Schmutzwassergebühr wird für alle Grundstücke erho-

ben, die an die öffentliche Anlage zur Schmutzwasserbesei-
tigung nach § 1 Abs. 1 lit. a angeschlossen sind.  

 

 
 
 
 
Es wird von Schmutzwas-
sergebühr gesprochen 
(und nicht mehr von Ab-
wassergebühr). 
 
In § 2 (neu) wird klarge-
stellt, wofür die Gebühr 
erhoben wird und von wel-
chen Grundstücken. 
 
§ 2 (alt) ist zukünftig in § 7 
(neu) geregelt 
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(2) Bei Wohnungseigentum können die Gebühren gegenüber 
den einzelnen Wohnungseigentümern oder gegenüber ei-
nem Wohnungseigentümer als Gesamtschuldner festge-
setzt werden. Der Gebührenbescheid wird den Wohnungs-
eigentümern oder dem Verwalter oder einer sonstigen Per-
son, den die Wohnungseigentümer nach dem Wohnungsei-
gentumsgesetz bestellt und bevollmächtigt oder – bei sons-
tigen Personen, bevollmächtigt - haben, im Sinne eines 
Empfangsbevollmächtigten bekannt gegeben. Gebühren-
pflichtiger bleibt der Wohnungseigentümer. 

 
(3) Mehrere Gebührenschuldner für dasselbe Grundstück sind 

Gesamtschuldner (für dieselbe Schuld). 
 

(4) Bei Rechtsnachfolge gehen alle Verpflichtungen gemäß § 2 
Abs. 1 auf den Rechtsnachfolger über. Die etwaige persön-
liche Haftung des Rechtsvorgängers bleibt hiervon unbe-
rührt. 

 

 
§ 3 

Gebührenmaßstab 
 

(1) Die Benutzungsgebühr wird - auch bei abflusslosen Gruben 
- nach der Schmutzwassermenge bemessen, die auf dem 
an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen 
Grundstück anfällt (§ 4 Abs. 1). 

 
(2) Bei sonstigen Einleitungen (z.B. Baugrubenwasser) bemisst 

sich die Benutzungsgebühr nach der eingeleiteten Was-
sermenge. 

 
(3) Die Gebühr für die Entsorgung von nicht separiertem 

Schlamm aus Kleinkläranlagen wird nach der Menge be-
messen, die tatsächlich aus der Kleinkläranlage abgefahren 
wird. 

 
 

 
§ 3  

Gebührenmaßstab 
 
(1) Die Schmutzwassergebühr wird nach der Schmutzwasser-

menge bemessen, die von dem angeschlossenen Grund-
stück in die öffentliche Anlage zur Schmutzwasserbeseiti-
gung gelangt. Berechnungseinheit für die Gebühr ist 1 Ku-
bikmeter (m³) Schmutzwasser.  

 
(2) Als in die öffentliche Anlage zur Schmutzwasserbeseitigung 

eingeleitet gelten:  
 

a) die den Grundstücken aus öffentlichen oder privaten 
Wasserversorgungsanlagen zugeführte und durch 
Wasserzähler ermittelte Wassermenge,  

 
b) die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grund-

stück sonst zugeführte Wassermenge.  
 
 
 

 
 
 
 
Der Gebührenmaßstab in 
§ 3 (neu) wurde entspre-
chend der gängigen 
Rechtspraxis gefasst (bis-
her in § 3 (alt) und 4 (alt) 
geregelt).  
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(3) Die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück 
sonst zugeführte Wassermenge hat der Gebührenpflichtige 
der Stadt für den abgelaufenen Erhebungszeitraum (Be-
messungszeitraum) innerhalb der folgenden zwei Monate 
anzuzeigen. Sie ist durch Wasserzähler nachzuweisen, die 
der Gebührenpflichtige auf seine Kosten einbauen und war-
ten muss. Der Einbau hat durch eine im Installateurver-
zeichnis des örtlichen Wasserversorgers eingetragene 
Fachfirma zu erfolgen. Erfolgt der Einbau nicht durch eine 
entsprechende Fachfirma, ist der Wasserzähler durch die 
Stadt oder durch einen von ihr Beauftragten abnehmen zu 
lassen. Die Wasserzähler müssen den Bestimmungen des 
Eichgesetzes und der Eichordnung genügen. Ist die Gültig-
keitsdauer der Eichung abgelaufen, gilt ein Wasserzähler 
als nicht geeicht. Der Gebührenpflichtige ist für den recht-
zeitigen Wechsel des Wasserzählers bzw. dessen rechtzei-
tige Nacheichung allein verantwortlich. Wenn der Einbau 
des Wasserzählers technisch nicht oder nur zu unzumutba-
ren Bedingungen möglich ist, kann die Stadt als Nachweis 
über die Wassermengen prüfbare Unterlagen verlangen. 
Die Stadt ist berechtigt, die Wassermengen zu schätzen, 
wenn diese auf andere Weise nicht ermittelt werden kön-
nen.  

 
(4) Wassermengen, die nachweislich nicht in öffentliche Anlage 

zur Schmutzwasserbeseitigung gelangt sind, werden auf 
Antrag abgesetzt. Der Antrag ist nach Ablauf des Bemes-
sungszeitraumes innerhalb der folgenden zwei Monate bei 
der Stadt einzureichen. Für den Nachweis gilt Abs. 3 Satz 2 
- 7 sinngemäß. Die Stadt kann auf Kosten des Antragstel-
lers Gutachten anfordern. Zuviel erhobene Gebühren sind 
zu verrechnen oder zu erstatten.  

 
(5) Die Gebührenpflichtigen haben dafür Sorge zu tragen, dass 

die Wasserzähler nach Abs. 3 Satz 2 nicht beschädigt oder 
unbrauchbar sind. Kann infolge eines schadhaften oder feh-
lenden Wasserzählers die Gebührenhöhe nicht ermittelt 
werden, so wird die Schmutzwassermenge von der Stadt 
geschätzt.  

 
 

 
In § 3 Abs. 3 (neu) wird 
beim Einbau von privaten 
Zählern auf die praktizierte 
Regelung abgestellt, wo-
nach der Einbau durch im 
Installateurverzeichnis der 
OWA erfasste Firmen zu 
erfolgen hat, andernfalls 
hat der Gebührenpflichtige 
den Zähler durch die Stadt 
(oder durch ihren Beauf-
tragten-> OWA) abnehmen 
zu lassen. 
 
 
Der Passus zum Baugru-
benwasser (bisher § 3 Abs 
2 (alt)) wurde ersatzlos 
gestrichen, da nicht ein-
schlägig (wird ohnehin 
über § 3 Abs. 2 lit. b (neu) 
erfasst). Die Schätzungs-
befugnis wurde allgemein 
gehalten (keine Eingren-
zung auf das Vorjahr, da 
dies nicht zwingend reprä-
sentativ und zu einen-
gend).  
 
Auch wurden Regelungen 
zu Gewährung von Ab-
zugsmengen (bisher § 5  
alt) durch neue und allge-
meinere Reglungen im § 3 
Abs. 4 (neu) ersetzt. Ge-
nerell Abzugsmengen 
durch Gartenwasserzähler, 
aber auch durch andere 
(glaubhafte) Nachweise 
möglich. 
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(6) Die Stadt ist berechtigt, die Schmutzwassermenge auch 
dann zu schätzen, wenn die Ablesung der Wasserzähler 
durch den Gebührenpflichtigen nicht erfolgt bzw. nicht er-
möglicht wird. 

 
(7) Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von nicht sepa-

riertem Klärschlamm aus Kleinkläranlagen (Klärschlammen-
tsorgung) wird nach der tatsächlich entsorgten Klär-
schlammmenge bemessen. Berechnungseinheit für die Ge-
bühr ist 1 Kubikmeter (m³) Klärschlamm. 

 

 

 
§ 4 

Schmutzwassermenge / Schlammmenge (nicht separierter 
Schlamm) 

 
(1) In dem jeweiligen Veranlagungszeitraum (§ 7 Abs. 1) gilt im 

Sinne von § 3 Abs. 1 als angefallene Schmutzwassermen-
ge/Schlammmenge (nicht separierter Schlamm)  

 
1. die von der öffentlichen Wasserversorgung gemäß Ab-

rechnung bezogene Wassermenge;  
2. die dem Grundstück aus privaten Wasserversorgungs-

anlagen zugeführte Wassermenge; 
3. die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grund-

stück sonst zugeführte Wassermenge; 
4. die aus Kleinkläranlagen tatsächlich abgefahrene Men-

ge nicht separierten Schlamms. 
 
(2) Auf Verlangen der Stadt hat der Gebührenschuldner bei 

sonstigen Einleitungen (z.B. Baugrubenwasser) und in den 
Fällen des § 4 Abs. 1 Nr. 2 und 3 geeignete Messeinrich-
tungen auf seine Kosten anzubringen, zu unterhalten und 
von der Stadt abnehmen zu lassen. Wenn die Stadt auf sol-
che Messeinrichtungen verzichtet oder wenn diese Mess-
einrichtungen noch nicht erstellt sind, kann die Stadt als 
Nachweis über die Wassermengen prüfbare Unterlagen 
verlangen. Sie ist berechtigt, die Wassermengen auf der 
Grundlage des Vorjahresverbrauchs zu schätzen, wenn 
diese auf andere Weise nicht ermittelt werden können. 
Fehlt eine Vorjahresverbrauchsabrechnung, erfolgt eine 

 
§ 4 

Gebührenhöhe 
 
Die Schmutzwassergebühr beträgt je m³ Schmutzwasser bzw. 
je m³ Klärschlamm einheitlich 3,09 Euro. 

 

 
 
§ 4 (neu) regelt nur die 
Gebührenhöhe für 
Schmutzwasser und Klär-
schlamm . Bisher in § 6 
(alt) geregelt 
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Schätzung nach § 162 Abs. 1 AO. 
 

(3) Abs. 2 gilt auch bei Erstbezug von baulichen Anlagen und 
für die Fälle, in denen der Wasserzähler durchschnittlich 
über die Verkehrsfehlergrenze von +/- 10% hinaus falsch 
angezeigt hat. 

 
 

§ 5 
Absetzungen 

 
(1) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentliche 

Schmutzwasseranlage eingeleitet wurden, werden auf An-
trag des Gebührenschuldners (einmalige Antragstellung bis 
auf Widerruf) in voller Höhe abgesetzt. 

 
(2) Die abzusetzenden Mengen sind über geeignete und ge-

eichte Messeinrichtungen nachzuweisen. Der Einbau und 
die Wartung der Messeinrichtungen hat auf Kosten des Ge-
bührenpflichtigen durch autorisierte Fachfirmen zu erfolgen. 
Die Messeinrichtung ist von der Stadt Hennigsdorf abzu-
nehmen. 

 
(3) Von der Wassermenge nach § 4 Abs. 1 wird auf Antrag des 

Gebührenschuldners ebenfalls die aufgrund für ihn gelten-
der einschlägiger berufsständischer Regelwerke abzugsfä-
hige Wassermenge abgesetzt. 

 
(4) Für landwirtschaftliche Betriebe soll der Nachweis durch 

Messungen eines besonderen Wasserzählers erbracht 
werden. Dabei muss gewährleistet sein, dass über diesen 
Wasserzähler nur solche Frischwassermengen entnommen 
werden können, die in der Landwirtschaft verwendet wer-
den und deren Einleitung als Abwasser ausgeschlossen ist. 

 
 
 
 
 
 

 
§ 5 

Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 
 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald das Grundstück an die 

öffentliche Anlage zur Schmutzwasserbeseitigung ange-
schlossen ist oder der öffentlichen Anlage zur Schmutz-
wasserbeseitigung vom Grundstück Schmutzwasser zuge-
führt wird.  

 
(2) Die Gebührenpflicht endet, sobald das Grundstück nicht 

mehr an die öffentliche Anlage zur Schmutzwasserbeseiti-
gung angeschlossen ist. 

 

 
 
 
 
In § 5 (neu) wird erstmals 
geregelt, wann die Gebühr 
(erstmalig) entsteht und 
wann die Gebührenpflicht 
endet.  
 
Bisherige Regelungen aus 
§ 5 (alt) sind in § 3 (neu) 
geregelt bzw. modifiziert 
übernommen worden -> 
(siehe Erläuterung zu § 3 
(neu)) 
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§ 6 

Höhe der Benutzungsgebühr 
 
Die Benutzungsgebühr beträgt je m³ im Sinne von § 4 angefal-
lenen Schmutzwassers bzw. nicht separierten Schlamms aus 
Kleinkläranlagen einheitlich 3,09 EURO. 

 

 
§ 6 

Erhebungszeitraum, Vorauszahlungen und Fälligkeit 
 

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit Ablauf des Erhebungszeit-
raumes. Der Erhebungszeitraum mit jährlicher Ablesung ist 
das Abrechnungsjahr (ein Jahr, „rollierendes System“). Der 
Erhebungszeitraum mit quartalsweiser oder monatlicher Ab-
lesung (Großeinleiter) ist der jeweilige Ablesezeitraum. En-
det ein Benutzungsverhältnis vor Ablauf des Erhebungszeit-
raumes, entsteht die Gebührenschuld mit diesem Zeitpunkt. 

 
(2) Die Gebühr wird nach Entstehen der Gebührenschuld durch 

Gebührenbescheid festgesetzt und einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig.  

 
(3) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes gemäß Abs. 

1 Satz 2 zu erwartende Gebühr sind Vorauszahlungen zu 
leisten. Diese werden regelmäßig mit dem Gebührenbe-
scheid nach Abs. 2 auf Grundlage der im vorherigen Erhe-
bungszeitraum angefallenen Schmutzwassermenge in Ver-
bindung mit der im Festsetzungszeitpunkt geltenden Ge-
bührenhöhe festgesetzt und betragen je Vorauszahlung 
1/11 der so ermittelten Gesamtgebühr. Die Vorauszahlun-
gen werden in der im Bescheid genannten Höhe für die ein-
zelnen Ablesebezirke im Laufe eines jeden Jahres wie folgt 
fällig: 
 

Ablese-

bezirk
15.01. 15.02. 15.03. 15.04. 15.05. 15.06. 15.07. 15.08. 15.09. 15.10. 15.11. 15.12.

121 ja ja ja ja ja ja nein nein ja ja ja ja

122 ja ja ja ja ja ja ja ja nein nein ja ja

123 nein ja ja ja ja ja ja ja ja ja ja nein

124 nein nein ja ja ja ja ja ja ja ja ja ja

131 ja ja ja ja ja ja ja ja nein nein ja ja

132 nein nein ja ja ja ja ja ja ja ja ja ja

431 ja ja ja ja ja nein nein ja ja ja ja ja

432 nein nein ja ja ja ja ja ja ja ja ja ja
 

 

 
 
Der § 6 (neu) (vorher § 7 
alt) wurde weitestgehend 
übernommen. Es erfolgten 
lediglich redaktionelle An-
passungen.  
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Die für den Erhebungszeitraum entrichteten Vorauszahlun-
gen werden auf die Gebührenschuld für diesen Zeitraum 
angerechnet. Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe 
Vorauszahlungen verlangt wurden, so ist der übersteigende 
Betrag unverzüglich zu erstatten, spätestens aber mit der 
nächsten Vorauszahlungsforderung zu verrechnen. 

 
Bei quartalsweiser oder monatlicher Abrechnung werden 
keine Vorauszahlungen gefordert.  

 
(4) Entsteht die Gebührenpflicht erstmals im Laufe eines Ab-

rechnungsjahres, kann die Stadt Vorauszahlungen durch 
gesonderten Bescheid anhand von Vergleichsdaten fest-
setzen. 

 
 

§ 7 
Erhebungszeitraum, Veranlagung und Fälligkeit 

 
(1) Die Gebührenschuld entsteht mit Ablauf des Erhebungszeit-

raumes. Der Erhebungszeitraum mit jährlicher Ablesung ist 
das Abrechnungsjahr (ein Jahr, „rollierendes System“). Der 
Erhebungszeitraum mit monatlicher Ablesung (Großeinlei-
ter) ist der jeweilige Ablesemonat. Endet ein Benutzungs-
verhältnis vor Ablauf des Erhebungszeitraumes, entsteht 
die Gebührenschuld mit diesem Zeitpunkt. 

 
(2) Die Gebühr wird nach Entstehen der Gebührenschuld durch 

Gebührenbescheid festgesetzt und einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 

 
(3) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes gemäß Abs. 

1 Satz 2 zu erwartende Gebühr sind Vorauszahlungen zu 
leisten. Diese werden regelmäßig mit dem Gebührenbe-
scheid nach Abs. 2 auf Grundlage der Vorjahresdaten fest-
gesetzt. Die Vorauszahlungen werden in der im Bescheid 
genannten Höhe für die einzelnen Ablesebezirke im Laufe 
eines jeden Jahres wie folgt fällig: 

 
§ 7 

Gebührenpflichtige 
 

(1) Gebührenpflichtig ist, wer zum Zeitpunkt der Inanspruch-
nahme der öffentlichen Anlage zur Schmutzwasserbeseiti-
gung Eigentümer des Grundstücks ist. 

 
(2) Ist für ein Grundstück ein Erbbaurecht bestellt, so tritt an die 

Stelle des Grundstückseigentümers der Erbbauberechtigte. 
 

(3) Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, so tritt der 
Nutzer an die Stelle des Eigentümers. Nutzer sind die in § 9 
des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes vom 21.09.1994 
(BGBl. I, S. 2457) genannten natürlichen oder juristischen 
Personen des privaten und des öffentlichen Rechts. Die 
Gebührenpflicht dieses Personenkreises entsteht nur, wenn 
zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Gebühr das Wahlrecht über 
die Bestellung eines Erbbaurechts oder den Ankauf des 
Grundstücks gemäß den §§ 15 und 16 des Sachenrechts-
bereinigungsgesetzes bereits ausgeübt und gegen den An-
spruch des Nutzers keine der nach dem Sachenrechts-
bereinigungsgesetz statthaften Einreden und Einwendun-
gen geltend gemacht worden sind. 

 

 
 
In § 7 (neu) wird geregelt, 
wer Gebührenpflichtiger 
ist. Dies war bisher in § 2 
(alt) erfasst. Die Regelun-
gen wurden inhaltlich wei-
testgehend übernommen, 
jedoch redaktionell an die 
geltende Rechtslage und 
das KAG Bbg angepasst.  
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Ablese-

bezirk
15.01. 15.02. 15.03. 15.04. 15.05. 15.06. 15.07. 15.08. 15.09. 15.10. 15.11. 15.12.

121 ja ja ja ja ja ja nein nein ja ja ja ja

122 ja ja ja ja ja ja ja ja nein nein ja ja

123 nein ja ja ja ja ja ja ja ja ja ja nein

124 nein nein ja ja ja ja ja ja ja ja ja ja

131 ja ja ja ja ja ja ja ja nein nein ja ja

132 nein nein ja ja ja ja ja ja ja ja ja ja

431 ja ja ja ja ja nein nein ja ja ja ja ja

432 nein nein ja ja ja ja ja ja ja ja ja ja
 

 

Jeder Vorauszahlung ist 1/11 des zuletzt festgestellten Jah-
reswasserverbrauchs zugrunde zu legen.  
 
Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Vorauszah-
lungen verlangt wurden, so ist der übersteigende Betrag 
unverzüglich zu erstatten, spätestens aber mit der nächsten 
Vorauszahlungsforderung zu verrechnen. Nach Beendigung 
des Entsorgungsverhältnisses sind zuviel gezahlte Voraus-
zahlungen unverzüglich zu erstatten.  
 
Dies gilt auch, wenn derjenige, der die Vorauszahlungen 
geleistet hat, nicht gebührenpflichtig ist.  
 
Die für den Veranlagungszeitraum entrichteten Vorauszah-
lungen werden auf die Gebührenschuld für diesen Zeitraum 
angerechnet. 

 
(4) Entsteht die Gebührenpflicht erstmals im Laufe eines Ka-

lenderjahres, kann die Stadt Hennigsdorf die Vorauszah-
lungen abweichend von Abs. 2 durch gesonderten Be-
scheid anhand von Vergleichsdaten festsetzen. 

 
 
 
 
 
 

 

(4) Sind weder der Eigentümer, der Erbbauberechtigte oder der 
Nutzer gem. Abs. 3 zu ermitteln, so tritt an deren Stelle der-
jenige, der das Grundstück nutzt und die öffentliche Anlage 
zur Schmutzwasserbeseitigung tatsächlich in Anspruch 
nimmt. 

 
(5) Bei Wohneigentum können die Gebühren einheitlich für die 

Gemeinschaft festgesetzt werden. Der Gebührenbescheid 
wird den Wohnungseigentümern oder dem Verwalter, den 
die Wohnungseigentümer nach dem Wohneigentumsge-
setzt bestellt haben, bekannt gegeben. 

 
(6) Mehrere Gebührenpflichtige für dieselbe Gebührenschuld 

haften gesamtschuldnerisch. 
 

(7) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebüh-
renpflicht mit dem Zeitpunkt der Rechtsnachfolge auf den 
neuen Gebührenpflichtigen über. Dies gilt für die Gebüh-
renpflichtigen gem. Absatz 2 und 3 entsprechend.  
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II. Teil - Ersatz der Kosten für die Grundstücksanschlüsse 

 
II. Teil - Ersatz der Kosten für die Grundstücksanschlüsse  

(Kostenersatz) 
 

Es wird jetzt einheitlich von 
Kostenersatz gesprochen.  

 
 

§ 8 
Grundstücksanschlusskosten 

 
(1) In Gebieten mit Trennverfahren (gesonderte Leitungen für 

Niederschlags- und Schmutzwasser) sind als Aufwand für 
die Herstellung und Erneuerung der Grundstücksanschlüs-
se, d.h. für Regen- und Schmutzwasserkanal gemeinsam, 
folgende Einheitssätze zu ersetzen: 
 
 Grundstücksanschlusskanal 309,22 EURO / m (für 

Nennweite 150 und 200) 
 Revisionsschacht 786,98 EURO / Anschluss (für 

Durchmesser 400 und 600 mm) 
 

Abwasserleitungen, die nicht in der Straßenmitte verlaufen, 
gelten dabei als in der Straßenmitte verlaufend. Sofern nur 
ein Regen- oder nur ein Schmutzwasseranschluss herge-
stellt oder erneuert wird, sind nur die halben Einheitssätze 
zu entrichten. Bei anderen Nennweiten bzw. anderem 
Durchmesser und für die Veränderung, Beseitigung sowie 
für die Unterhaltung sind die Kosten für den tatsächlichen 
Aufwand zu ersetzen. 

 
 
 

(2) In Gebieten ohne Trennverfahren (nur eine Leitung für 
Schmutzwasser) sind als Aufwand für die Herstellung und 
Erneuerung der Grundstücksanschlüsse folgende Ein-
heitssätze zu ersetzten:  
 
 Grundstücksanschlusskanal 154,61 EURO / m (für 

Nennweite 150 und 200) 
 Revisionsschacht 393,49 EURO / Anschluss (für 

Durchmesser 400 und 600 mm). 
 
 

 
§ 8 

Kostenersatzanspruch 
 
(1) In Gebieten mit Trennverfahren (gesonderte Leitungen für 

Niederschlags- und Schmutzwasser) sind der Stadt als 
Aufwand für die Herstellung und Erneuerung der Grund-
stücksanschlüsse im Sinne von § 2 Abs. 4 der Satzung 
über die öffentliche Abwasserbeseitigung der Stadt, d. h. für 
Regen- und Schmutzwasserkanal gemeinsam, folgende 
Einheitssätze zu ersetzen: 

 
 Grundstücksanschlusskanal  489,36 Euro / m (für 

Nennweite 150 und 200) 
 Revisionsschacht   1.118,16 Euro / An-

schluss (für Durchmesser 400)  
 

Abwasserleitungen, die nicht in der Straßenmitte verlaufen, 
gelten dabei als in der Straßenmitte verlaufend. Sofern nur 
ein Regen- oder nur ein Schmutzwasseranschluss herge-
stellt oder erneuert wird, sind nur die halben Einheitssätze 
zu entrichten. Bei anderen Nennweiten bzw. anderem 
Durchmesser und für die Veränderung, Beseitigung sowie 
für die Unterhaltung sind die Kosten für den tatsächlichen 
Aufwand zu ersetzen.  

 
(2) In Gebieten ohne Trennverfahren (nur eine Leitung für 

Schmutzwasser) sind der Stadt als Aufwand für die Herstel-
lung und Erneuerung der Grundstücksanschlüsse im Sinne 
von § 2 Abs. 4 der Satzung über die öffentliche Abwasser-
beseitigung der Stadt folgende Einheitssätze zu ersetzen: 
 
 Grundstücksanschlusskanal  244,68 Euro / m (für 

Nennweite 150 und 200) 
 Revisionsschacht   559,08 Euro / An-

schluss (für Durchmesser 400)  
 

§ 8 wurde fast 1:1 über-
nommen (außer Bezeich-
nung Kostenersatz, Redu-
zierung Durchmesser Re-
visionsschacht).  Zudem 
wurde klargestellt, dass es 
sich um den Kostenersatz 
für die Grundstücksan-
schlüsse im Sinne des § 2 
Abs. 4 der technischen 
Satzung handelt 
 

Die bisherigen Ein-
heitssätze basierten auf 
der Kostenkalkulation für 
den Zeitraum 2007 – 2014. 
Die Baukosten sind seit 
der letzten Kalkulation 
deutlich angestiegen, so 
dass die bisherigen Ein-
heitssätze nicht mehr die 
entstehenden Kosten de-
cken und somit ein Ver-
stoß gegen das Kostende-
ckungsprinzip vorliegt. Der 
neue Kalkulationszeitraum 
wurde weit gefasst, um 
den eingetretenen Kosten-
anstieg durch geringere 
Steigerungsraten zu 
dämpfen. 
 
Die Kosten wurden mittels 
„Kostenkalkulation für die 
Herstellung und Erneue-
rung von Abwasserhaus-
anschlüssen für den Zeit-
raum 2012-2021“ festge-
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Anschlüsse, die nicht in der Straßenmitte verlaufen, gelten 
dabei als in der Straßenmitte verlaufend. 

 
Bei anderen Nennweiten bzw. anderem Durchmesser und 
für die Veränderung, Beseitigung sowie für die Unterhaltung 
sind die Kosten für den tatsächlichen Aufwand zu ersetzen. 

 
(3) Die Durchführung der Maßnahmen entsprechend Abs. 1 

und 2 kann davon abhängig gemacht werden, dass der 
Grundstückseigentümer eine Vorausleistung in Höhe von 
80 v. H. der voraussichtlich anfallenden Kosten erbringt. Die 
Fälligkeit der Vorausleistung wird unter § 12 Abs. 1 gere-
gelt. 
 

(4) Die Absätze 1, 2 und 3 gelten entsprechend für weitere 
sowie für vorläufige oder vorübergehende Grundstücksan-
schlüsse. 

 

Schmutzwasserleitungen, die nicht in der Straßenmitte ver-
laufen, gelten dabei als in der Straßenmitte verlaufend.  
 
Bei anderen Nennweiten bzw. anderem Durchmesser und 
für die Veränderung, Beseitigung sowie für die Unterhaltung 
sind die Kosten für den tatsächlichen Aufwand zu ersetzen. 

 
(3) Die Durchführung der Maßnahmen entsprechend Abs. 1 

und 2 kann davon abhängig gemacht werden, dass der 
Grundstückseigentümer eine Vorausleistung in Höhe von 
80 v. H. der voraussichtlich anfallenden Kosten erbringt. Die 
Fälligkeit der Vorausleistung wird unter § 9 Abs. 2 geregelt. 

 
 
(4) Die Absätze 1, 2 und 3 gelten entsprechend für weitere 

sowie für vorläufige oder vorübergehende Grundstücksan-
schlüsse. 

 

stellt. 
 
 
 
 
 
 
Verweis zur Fälligkeit in 
Satz 2 wurde an die neue 
Struktur angepasst 

 
§ 9 

Ersatzpflichtiger 
 

(1) Ersatzpflichtiger für die Grundstücksanschlusskosten ist der 
Grundstückseigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erb-
baurecht belastet, tritt an die Stelle des Eigentümers der 
Erbbauberechtigte. Besteht für das Grundstück ein Nut-
zungsrecht, so tritt der Nutzer an die Stelle des Eigentü-
mers. Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechtsbereini-
gungsgesetzes vom 21. September 1994 (BGBl. I S. 2457) 
zuletzt geändert durch Artikel 110 Absatz 3 des Gesetzes 
vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1864) genannten natür-
lichen oder juristischen Personen des privaten und des öf-
fentlichen Rechts. Die Ersatzpflicht dieses Personenkreises 
entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt des Erlasses des Be-
scheides das Wahlrecht über die Bestellung eines Erbbau-
rechts oder den Ankauf des Grundstücks gemäß den §§ 15 
und 16 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes bereits 
ausgeübt und gegen den Anspruch des Nutzers keine der 
nach dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz statthaften Ein-
reden und Einwendungen geltend gemacht worden sind; 

 
§ 9  

Entstehung und Fälligkeit des Kostenersatzanspruches 
 

(1) Der Kostenersatzanspruch entsteht mit der endgültigen 
Herstellung des Grundstücksanschlusses, im Übrigen mit 
der Beendigung der Maßnahme. Vorausleistungen sind mit 
dem endgültigen Kostenersatzanspruch zu verrechnen. 

 
(2) Der Kostenersatzanspruch und die Vorausleistung werden 

durch Bescheid festgesetzt und sind einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 

 

 

 
 
§ 9 (neu) regelt die Ent-
stehung der Kostenersatz-
pflicht sowie die Fälligkeit.  
 
Dies war bisher teilweise 
(für die Entstehung in § 10 
(alt)) geregelt.  
 
Die Fälligkeit war bisher in 
§ 11 (alt) geregelt, gehört 
aber sinnvoller Weise in § 
9 (neu).  
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andernfalls bleibt die Ersatzpflicht des Grundstückeigentü-
mers unberührt. 

 
(2) Bei Wohnungseigentum können die Grundstücksan-

schlusskosten einheitlich für die Gemeinschaft festgesetzt 
werden. Der Bescheid wird den Wohnungseigentümern o-
der dem Verwalter, den die Wohnungseigentümer nach 
dem Wohnungseigentumsgesetz bestellt haben, bekannt 
gegeben. Die Ersatzpflicht der Wohnungseigentümer bleibt 
hiervon unberührt. 

 
(3) Mehrere Ersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner (für 

dieselbe Schuld). 
 

(4) Bei Rechtsnachfolge gehen alle Verpflichtungen auf den 
Rechtsnachfolger über. Die etwaige persönliche Haftung 
des Rechtsvorgängers bleibt hiervon unberührt. 

 

 
 

§ 10 
Entstehen des Ersatzanspruches 

 
(1) Der Ersatzanspruch entsteht mit der endgültigen Herstel-

lung der Anschlussleitung, im Übrigen mit der Beendigung 
der Maßnahme. Für den Anspruch gelten die Vorschriften 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg 
entsprechend. 

 
(2) Vorausleistungen sind mit dem endgültigen Ersatzanspruch 

zu verrechnen, auch wenn derjenige, der die Vorausleis-
tungen entrichtet hat, nicht ersatzpflichtig ist. 

 

 
§ 10 

Kostenersatzpflichtiger 
 

(1) Kostenersatzpflichtiger ist, wer im Zeitpunkt der Bekannt-
gabe des Kostenersatzbescheides Eigentümer des Grund-
stückes ist.  

 
(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt 

an die Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte.  
 
(3) Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, so tritt der 

Nutzer an die Stelle des Eigentümers. Nutzer sind die in § 9 
des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes vom 21. Septem-
ber 1994 (BGBl. I S. 2457) genannten natürlichen oder ju-
ristischen Personen des privaten und des öffentlichen 
Rechts. Die Kostenersatzpflicht dieses Personenkreises 
entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt des Erlasses des Kos-
tenersatzbescheides das Wahlrecht über die Bestellung ei-
nes Erbbaurechts oder den Ankauf des Grundstücks ge-
mäß §§ 15 und 16 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes 

 
§ 10 (neu) war vorher in § 
9 (alt) geregelt.  
Es wird jetzt einheitlich 
vom Kostenersatzpflichti-
gen gesprochen. Zudem 
wird in § 10 Abs. 1 (neu) 
geregelt, wer der Kosten-
ersatzpflichtige ist. Bisher 
gab es keine explizite Re-
gelung, wer zum Kosten-
ersatz heranzuziehen ist 
bzw. welcher Zeitpunkt 
maßgebend ist, um den 
Kostenersatzpflichtigen zu 
bestimmen. Nunmehr ist 
ersatzpflichtig, wer bei 
Bekanntgabe des Kosten-
ersatzbescheides Eigen-
tümer des Grundstückes 
ist. 
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bereits ausgeübt und gegen den Anspruch des Nutzers kei-
ne der nach dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz statthaf-
ten Einreden und Einwendungen geltend gemacht worden 
sind; anderenfalls bleibt die Kostenersatzpflicht des Grund-
stückseigentümers unberührt.  

 
(4) Mehrere Kostenersatzpflichtige haften als Gesamtschuld-

ner.  

 

Ansonsten wurde entspre-
chend den gesetzlichen 
Regelungen des KAG Bbg 
der Kreis der Kostener-
satzpflichtigen gefasst. Die 
Wohneigentümer fallen 
nicht darunter, zudem 
wären Eigentümergemein-
schaften über Abs. 4 so-
wieso erfasst.  

 
III. Teil - Schlussbestimmungen 

 
III. Teil - Schlussbestimmungen 

 
 

 
§ 11 

Veranlagung und Fälligkeit 
 

(1) Die Abwassergebühren sowie die Höhe der hierauf erhobe-
nen Vorauszahlungen im laufenden Erhebungszeitraum 
und der Erstattungsbetrag sowie die Höhe der hierauf erho-
benen Vorausleistungen werden jeweils durch Bescheid 
festgesetzt und sind einen Monat nach Bekanntgabe des 
Bescheides zur Zahlung fällig. Die Regelungen über die 
Fälligkeit des Vorauszahlungsanspruchs für Abwasserge-
bühren unter § 8 Abs. 1 bleiben unberührt. 

 
(2) In besonderen Fällen können auf Antrag Stundung, Raten-

zahlung, Herabsetzung oder Erlass der Grundstücksan-
schlusskosten gewährt werden. Die Anträge sind schriftlich 
zu begründen und spätestens einen Monat vor Erlass des 
Bescheides bei der Stadt einzureichen. 

 
 
 

 
 
 
 

 

Der bisherige § 11 (alt) ist 
entfallen, da die entspre-
chenden Regelungen in § 
6 (neu) und 9 (neu) aufge-
gangen sind.  
 
Der bisherige § 11 Abs. 2 
(alt) ist entbehrlich, da es 
sich um gesetzliche Rege-
lungen aus der Abgaben-
ordnung handelt und ist 
daher nicht gesondert in 
der Satzung aufzuführen. 
Zudem ist eine entspre-
chende Einengung des 
Antragsrechtes wohl unzu-
lässig und in der Praxis 
auch nicht so gehandhabt 
worden. 
 

 

 
§ 12 

Auskunfts- und Duldungspflicht 
 

(1) Die Gebührenpflichtigen und die Erstattungspflichtigen 
sowie ihre Vertreter haben der Stadt und den von ihr Beauf-

 
§ 11 

Auskunfts- und Duldungspflicht 
 

(1) Die Gebührenpflichtigen und die Kostenersatzpflichtigen 
sowie ihre Vertreter haben der Stadt oder den von ihr Be-

 
Der § 11 (neu) beinhaltet 
die Regelungen aus dem 
bisherigen § 12 (alt). Hier 
wurden die Regelungen 
weitestgehend 1:1 zu 
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tragten jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung 
und Erhebung der Abgaben erforderlich ist. 

 
 

(2) Die Stadt oder die von ihr Beauftragten können an Ort und 
Stelle ermitteln. Die nach Abs. 1 zur Auskunft verpflichteten 
Personen haben dies zu ermöglichen und in dem erforderli-
chen Umfang zu helfen. 

 
(3) Die Gebührenpflichtigen und die Ersatzpflichtigen sowie 

ihre Vertreter haben den mit einem Ausweis versehenen 
Beauftragten der Stadt im Rahmen der gesetzlichen Vor-
schriften den Zutritt zu ihren Räumen und allen Teilen der 
Grundstücksentwässerungsanlagen zu gestatten, soweit 
dies für die Festsetzung und Erhebung der Angaben erfor-
derlich ist. 

 

 

auftragten jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung 
und Erhebung der Gebühren oder des Kostenersatzanspru-
ches erforderlich sind. 

 
(2) Die Stadt oder der von ihr Beauftragte können an Ort und 

Stelle ermitteln. Die nach Abs. 1 zur Auskunft verpflichteten 
Personen haben dies zu dulden und in dem erforderlichen 
Umfang zu helfen. 

 
(3) Die Gebührenpflichtigen und die Kostenersatzpflichtigen 

sowie ihre Vertreter haben den mit einem Ausweis verse-
henen Beauftragten der Stadt im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften den Zutritt zu ihren Räumen, ihrem Grundstück 
und allen Teilen der Grundstücksentwässerungsanlagen zu 
gestatten, soweit dies für die Festsetzung und Erhebung 
der Gebühren oder des Kostenersatzanspruches erforder-
lich ist. 

 

übernommen und lediglich 
redaktionell Anpassungen 
vorgenommen. 

 
§ 13 

Anzeigepflicht 
 

(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist 
der Stadt sowohl vom Veräußerer als auch vom Erwerber 
innerhalb eines Monats ab Erklärung der Auflassung schrift-
lich anzuzeigen. 

 
(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Be-

rechnung der Abgaben beeinflussen, so hat der Gebühren-
pflichtige oder der Erstattungspflichtige dies unverzüglich 
der Stadt schriftlich anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung be-
steht für ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, geän-
dert oder beseitigt werden. 

 
 

(3) Ist zu erwarten, dass sich im Laufe eines Kalenderjahres 
die Schmutzwassermenge um mehr als 50 v. H. der 
Schmutzwassermenge des Vorjahres erhöhen oder verrin-
gern wird, so hat der Gebührenpflichtige hiervon der Stadt 
unverzüglich Mitteilung zu machen. 

 
§ 12 

Anzeigepflicht 
 
(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist 

der Stadt sowohl vom Veräußerer als auch vom Erwerber 
innerhalb eines Monats ab Erklärung der Auflassung schrift-
lich anzuzeigen. 

 
(2) Jede Änderung der für die Menge des Schmutzwassers und 

für die Höhe der Benutzungsgebühr maßgebenden Um-
stände, sind der Stadt vom Gebührenpflichtigen innerhalb 
eines Monates schriftlich anzuzeigen.  

 
(3) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Be-

rechnung der Abgaben beeinflussen, so hat der Gebühren-
pflichtige dies unverzüglich der Stadt schriftlich anzuzeigen. 
Dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche Anla-
gen neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. 

 

 
 
Der § 12 (neu) war bisher 
§ 13 (alt).  
 
Auch hier erfolgten ledig-
lich redaktionelle Anpas-
sungen zum bisherigen 
Paragraphen.  
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§ 14 
Ordnungswidrigkeiten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 3 Abs. 2 BbgKVerf handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig 

 
a) entgegen § 4 Abs. 2 seiner Verpflichtung zur Anbrin-

gung und zur Unterhaltung von Messeinrichtungen 
nicht nachkommt, 
 

b) entgegen § 5 Abs. 2 seiner Verpflichtung zur Anbrin-
gung und zur Unterhaltung von Messeinrichtungen 
nicht nachkommt, 
 

c) entgegen § 12 seiner Auskunfts- und Duldungspflicht 
nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt, 
 

d) entgegen § 13 seinen Anzeigepflichten gegenüber der 
Stadt nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig nach-
kommt. 
 

(2) Ordnungswidrigkeiten können bei vorsätzlicher oder fahr-
lässiger Begehung mit einer Geldbuße geahndet werden. 
Die Höhe der Geldbuße bemisst sich nach den Vorschriften 
des § 15 Abs. 3 BraKAG in der jeweils aktuellen Fassung. 

 

 

 
§ 13 

Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Gebührenpflichtiger oder 
bei der Wahrnehmung der Angelegenheiten eines Gebüh-
renpflichtigen der Stadt über gebührenrechtlich erhebliche 
Tatsachen leichtfertig unrichtige oder unvollständige Anga-
ben macht oder der Stadt leichtfertig oder pflichtwidrig über 
gebührenrechtlich erhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt 
und dadurch Gebühren verkürzt oder nicht gerechtfertigte 
Gebührenvorteile für sich oder einen anderen erlangt.  

 
(2) Ordnungswidrig handelt darüber hinaus, wer vorsätzlich 

oder fahrlässig  
 

1. entgegen § 3 Absatz 3 seiner Verpflichtung zum Ein-
bau von Messeinrichtungen nicht nachkommt,  

2. entgegen § 3 Absatz 5 Messeinrichtungen beschä-
digt oder unbrauchbar macht,  

3. entgegen § 11 seiner Auskunftspflicht nicht oder nicht 
rechtzeitig nachkommt,  

4. entgegen § 11 nicht duldet, dass Bedienstete der 
Stadt oder ihre Beauftragte das Grundstück betreten,  

5.  entgegen § 12 seiner Anzeigepflicht nicht nach-
kommt.  

 
(3) Ordnungswidrigkeiten im Sinne von Abs. 1 können mit einer 

Geldbuße bis zu 10.000,00 Euro, Ordnungswidrigkeiten im 
Sinne von Abs. 2 mit einer Geldbuße bis zu 5.000,00 Euro 
geahndet werden. Zuständige Behörde ist der Bürgermeis-
ter. Die Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der 
Täter aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, überstei-
gen. Reicht der vorgesehene Höchstbetrag dafür nicht aus, 
kann er überschritten werden. Daneben gelten die gesetzli-
chen Vorschriften gemäß § 15 Kommunalabgabengesetz 
des Landes Brandenburg in der jeweils gültigen Fassung. 

 

 

 
Der § 13 (neu) war bisher 
§ 14 (alt).  
 
Es wurde zusätzlich der 
Abs. 1 eingefügt und Abs. 
2 (alt Abs. 1) weitestge-
hend übernommen, ledig-
lich die richtige Zuordnung 
zu den neuen Paragra-
phen ist erfolgt.  
 
Es erfolgt eine Unterschei-
dung zwischen Abgaben-
verkürzung (Abs. 1) und 
sonstigen OWi-
Tatbeständen (Abs. 2).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Höhe der möglichen 
Geldbuße ergibt sich aus 
dem KAG (-> § 15).  
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§ 14 

Datenschutz 
 

Die zur Erfüllung der Pflichten aus dieser Satzung erforderli-
chen personen- und grundstücksbezogenen Daten werden 
nach den Vorschriften des Brandenburgischen Datenschutzge-
setzes gespeichert, soweit das zur Erfüllung der Aufgaben der 
Stadt notwendig ist.  

 
 

§ 14 wurde zusätzlich auf-
genommen, da dies eine 
übliche Regelung ist.  
 
Bisheriger § 14 (alt) ist in § 
13 (neu) aufgegangen.  

 

 
§ 15 

Inkrafttreten 
 
Die Abgabensatzung für die Abwasserbeseitigung der Stadt 
Hennigsdorf tritt zum 01.01.2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Abgabensatzung für die Abwasserbeseitigung der Stadt Hen-
nigsdorf vom 10.11.2010 (BV0125/2010) außer Kraft. 

 
§ 15 

Inkrafttreten 
 
Die Abgabensatzung für die Abwasserbeseitigung der Stadt 
Hennigsdorf tritt zum 01.09.2017 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Abgabensatzung für die Abwasserbeseitigung der Stadt Hen-
nigsdorf vom 02.11.2011 (BV0093/2011) außer Kraft. 
 

Die neue Satzung kann 
erst nach Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Stadt 
Hennigsdorf in Kraft treten. 
Daher wurde der 
01.09.2017 als Datum für 
das in Kraft treten gewählt. 
Die bisherige Satzung tritt 
gleichzeitig außer Kraft. 

 


